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dient die Erfolgsverpflichtung zur Mangelbegründung; die
Mängelbeseitigungsverpflichtung folgt aus der Mangelhaftig-
keit und nicht aus der Erfolgsverpflichtung. Besteht in der
Erfüllungsphase eine Mangeleintrittsgefahr, die sich aus den
auftraggeberseitigen Vorgaben ergibt, hat der Auftragnehmer
Prüfungs- und Mitteilungspflichten wahrzunehmen. Damit
entspricht der Auftragnehmer der Erfolgsverpflichtung. Man-
ches spricht dafür, den Auftraggeber bei Auftreten eines
Mangels in der Erfüllungsphase für "verpflichtet " zu halten,

die dafür ursächlichen eigenen Vorgaben zu korrigieren, also
eine Mängelbeseitigungsplanung zur Verfügung zu stellen. In
der Erfüllungsphase könnte sich die Vorgabe aus § 3 I VOB/
B fortsetzen. Bei einer funktionalen Leistungsbeschreibung
oder einem Vertrag, der auf Basis eines Nebenangebots ge-
schlossen wird, dürfte sich bei Mangeleintrittsgefahr in der
Erfüllungsphase die Planungsaufgabe des Unternehmers ak-
tualisieren. Änderungen sind jedoch nicht einseitig, sondern
nur einvernehmlich mit dem Auftraggeber möglich. •

Rechtsanwalt Dr. Peter Hammacher*

Anwendbarkeit des Bauforderungssicherungsgesetzes für vor 2009
geschlossene Verträge

Die Entscheidung des BGH vom 19.8.2010 (NZBau 2010,746
= NJW 2010, 3365) ist nach Ansicht des Verfassers nicht auf
alle Fallkonstellationen des Bauforderungssicherungsgeset-
zes (BauFordSiG) übertragbar. Der Beitrag beleuchtet Pro-
blemfälle.

I. Ausgangsfall

In dem zu Grunde liegenden Fall nahm der Auftragnehmer
den Geschäftsführer eines insolvent gegangenen Auftrag-
gebers in Anspruch. Das Bauvorhaben war teilweise mit
einem durch eine Grundschuld abgesicherten Darlehen finan-
ziert. Die Rechnung des Auftragnehmers aus dem Jahr 2007
wurde nicht mehr beglichen.

Der BGH hielt für diesen Fall das Bauforderungssicherungs-
gesetz (BauFordSiG) in seiner seit 1. 1. 2009 gültigen Fassung
nicht für anwendbar. Da das Forderungssicherungsgesetz
vom 23. 10. 2008 (BGBI I, 2022), das auch das Gesetz zur
Sicherung von Bauforderungen abgeändert und in "Baufor-
derungssicherungsgesetz (BauFordSiG)" umbenannt hat, kei-
ne Übergangsregelung enthalte, sei entsprechend dem in
Art. 170 EGBGB zum Ausdruck kommenden allgemeinen
Rechtsgedanken Inhalt und Wirkung eines Rechtsverhältnis-
ses nach dem Recht zu beurteilen, das zur Zeit der Verwirk-
lichung seines Entstehungstatbestandes galt.

11.Neuer Gesetzestatbestand

Das heute gültige Bauforderungssicherungsgesetz hat eine
wichtige Erweiterung der Durchgriffsmörlichkeiten für den
ausgefallenen Gläubiger mit sich gebracht .

Heute versteht das Gesetz unter "Baugeld" alle Geldbeträge,
die der Auftraggeber mit den im Zusammenhang mit der
Errichtung oder Änderung eines Bauwerks erbrachten Leis-
tungen erhalten hat. Das Treuhandverhältnis bezieht sich
also jetzt auch auf Baugeld, das nicht dinglich abgesichert
wurde, wie dies früher ausschließlich und heute noch immer
gilt. Der Empfänger von Baugeld trägt die Beweislast dafür,
dass er das Baugeld zweckentsprechend verwendet hat.

Der der Entscheidung des BGH zu Grunde liegende Fall
betraf die "klassische" Variante des Baugelds, also Geld-
beträge, die zum Zwecke der Bestreitung der Kosten eines
Baus durch eine Grundschuld an dem zu bebauenden Gründ-
stücke gesichert werden.

Diese Variante war bereits in § 1 III GSB enthalten und
wurde in ähnlicher Form auch in § 1 III Nr. 1 BauFordSiG
übernommen. Der BGH hatte deshalb vorab für diese Fall-
konstellation zu klären, welche der beiden Rechtsnormen er

seiner Entscheidung zu Grunde legen wollte. Es hat sich für
diesen Fall zur Anwendung des älteren Rechts entschieden,
und zwar unter Rückgriff auf einen in Art. 170 EGBGB zum
Ausdruck kommenden allgemeinen Rechtsgedanken, wonach
davon auszugehen sei, dass Inhalt und Wirkung eines Rechts-
verhältnisses nach dem Recht zu beurteilen seien, das zur Zeit
der Verwirklichung seines Entstehungstatbestandes galt.

Damit ist aber noch keine Entscheidung getroffen, wie der
vom Gesetzgeber ausdrücklich aufgenommene neue Tat-
bestand zu beurteilen ist.

111.Anwedung des neuen Rechts bei neuen Um-
ständen

Nach ständiger Rechtsprechung des BGH und des BAG ist
neues Recht anzuwenden, soweit es sich um "neue, von
außen an das Schuldverhältnis herantretende, sich nicht aus
seiner inneren Entwicklung ergebende rechtserhebliche Um-
stände" handelr.

So hat der BGH etwa die Vorschrift des § 242 BGB auf einen
Tatbestand angewendet, der vor Inkrafttreten des BGB lag,
also gem. Art. 170 EGBGB der § 242 BGB nicht hätte heran-
gezogen werden können. Dennoch wendete der BGH neues
Recht an, insbesondere deshalb, weil "die Beurteilung von
rechtserheblichen Umständen in Frage steht, die sich nicht als
unmittelbare Auswirkungen des Schuldverhältnisses selbst
darstellen 3

•

In einem anderen Fall im Zusammenhang mit dem Einigungs-
vertrag hat der BGH die gesetzlich neu geschaffene Möglich-
keit einen Vertrag zu beenden zugelassen, da "es sich um
neue, von außen an das Schuldverhältnis herantretende; sich
nicht aus seiner inneren Entwicklung ergebende Umstände"
handele4•

Das BAG hat die Forderung nach der Beendigung eines Alt-
Vertrags als einen von außen kommenden weiteren Willens-
akt angesehen, und deshalb neues Recht angewendet. "Die

* Der Autor ist als Rechtsanwalt und Mediator in Heidelberg tätig.
1 OLG Hamburg, BauR 2010, 639 = IBRRS 74549.
2 RGZ 144,378 (380); BGHZ 123, 58 = NJW 1993,2525 zu Art. 232

§ 1 EGBGB; BGH, NZG 1999, 1179 (1181); BAGE 102, 22 = NJW
2004,2401 = AP Nr § 312. 1; Krüger, in: MünchKomm-BGB, 5. Auf!.
(2010), Art. 170 EGBGB Rdnr. 6; PalandtlThorn, BGB, 69. Auf!.
(2010) Art. 232 § 1 EGBGB.

3 BGH, Urt. v. 23.9.1958 - VIII ZR 111/57, BeckRS 1958, 31195304;
RGZ 144, 378 (380); RG, HRR 1937,228 m. w. Nachw.

4 BGHZ 123, 58 = NJW 1993, 2525; Heinrichs, in: MünchKomm-BGB,
2. Auf!., Erg.-Bd. Einigungsvertrag, Rdnr. 66; PalandtlPutzo, BGB, 52.
Auf!. (1993), Art. 232 § 1 EGBGB Rdnr. 5, jew. unter Hinw. auf die
Rspr. des RG zu § 170 EGBGB; vg!. RGZ 144, 378 [380].
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zum Zeitpunkt des Vertrags schlusses geltenden gesetzlichen
Regelungen erfassen nicht mehr Tatbestände, die das Schuld-
verhältnis nachträglich verändern. In einem solchen Fall gilt
das neue Recht des BGB"s.

IV. Bewusste Entscheidung des Gesetzgebers für
Erweiterung des Schutzzwecks

Solche "neue, von außen an das Schuldverhältnis herantre-
tende, sich nicht aus seiner inneren Entwicklung ergebende
rechtserhebliche Umstände" liegen hier vor in Form der Ent-
scheidung des Gesetzgebers, Auftragnehmer auch gegen die
Veruntreuung von Baugeldern zu schützen, die nicht dinglich
gesichert sind.

"Vorrangiges Ziel war es, eine sicherere und schnellere Durchsetzung
von Forderungen in der Bauunternehmerkette zu erreichen. Der Gesetz-
geber hat deshalb den Begriff des Baugelds um eine zweite, selbstständi-
ge Definition erweitert,,6.

Es handelt sich um eine ordnungspolitische Entscheidung,
der der Gesetzgeber besondere Bedeutung zum Schutz der
Auftragnehmer zumaß. Dies zeigt sich darin, dass diese
Pflicht strafbewehrt ist, wie sich aus § 2 BauFordSiG ergibt.
Der Gesetzgeber hat damit noch deutlicher als in den oben
genannten Fällen der Änderung des Schuldrechts oder des
Hinzutretens von Willenserklärungen herausgestellt, dass er
die Einhaltung dieser Vorschrift erwartet.

Die Vorschrift des neuen Rechts hat "prohibitiven Charak-
ter", was für die Anwendung neuen Rechts spriche.

Die Norm richtet sich an jeden Baugeldempfänger und ver-
pflichtet ihn, das Baugeld in der beschriebenen Weise zu ver-
wenden. Es handelt sich um eine neue Rechtstatsache, eine
Rechtspflicht, die von außen allen Betroffenen auferlegt wird,
unabhängig davon, wie sich die schuldrechtlichen Verhält-
nissedarstellen und entwickeln.

Wesentlich ist, dass die Durchgriffsansprüche auf Delikts-
recht basieren, § 823 II BGB i. V. mit § 2 BauFordSiG; Die
Anknüpfung an die lex prior nach dem Rechtsgedanken des
Art. 170 EGBGB will zum einen das subjektive Vertrauen der
Parteien schützen, die das Schuldverhältnis einem bekannten
Sachrecht unterstellt haben. Zum anderen soll verhindert
werden, dass erworbene Vertragsrechte durch eine Gesetzes-
änderung entzogen werden8. Beide Überlegungen greifen hin-
sichtlich deliktischer Ansprüche nicht.

V. Vollendung der pflichtwidrigen Handlung als
maßgeblicher Zeitpunkt

Der BGH geht für den von ihm entschiedenen Fall davon aus,
dass Inhalt und Wirkung eines Rechtsverhältnisses nach dem
Recht zu beurteilen sind, das zur Zeit der Verwirklichung
seines Entstehungstatbestandes galt.

Für die Veruntreuung von Baugeldern, die nicht dinglich
gesichert sind, ist dies nicht der Zeitpunkt des Abschlusses
des Bauvertrags und auch nicht derjenige des Empfangs des
Baugeldes, sondern der Zeitpunkt der deliktischen Handlung,
denn erst mit der Veruntreuung entsteht das gesetzliche
Schuldverhältnis. "Die weitere Anwendung des bisherigen
Rechts setzt voraus, dass sich der gesamte Entstehungstat-
bestand des Schuldverhältnisses unter der Geltung des bishe-
rigen Rechts verwirklicht hat."9"Ein Tatbestand, der sich aus
mehreren aufeinanderfolgenden Tatsachen zusammensetzt,
gehört dem Recht derjenigen Zeit an, in der er sich voll-
endet.10 "Bei gesetzlichen Schuldverhältnissen ist auf den
Zeitpunkt der Vornahme der pflichtwidrigen Handlung ab-
zustellen" 11•

Maßgeblich ist, ob der haftungsrelevante Sachverhalt von
dem am 1. 1. 2009 in Kraft getretenen BauFordSiG erfasst
wird12• Der haftungs relevante Sachverhalt ist die zweckwid-
rige Verwendung empfangenen Baugelds. Wann der Bauver-
trag abgeschlossen wurde, oder wann dieses Baugeld gezahlt
wurde, spielt hingegen nach dem Schutzzweck der Norm
keine Rolle.

VI. Vom Gesetzgeber gewollter Gleichlauf mit dem
Strafrecht

Der Gesetzgeber wollte den Schutz der Subunternehmer aus-
drücklich erweitern, indem er den Anwendungsbereich der
Strafvorschrift des § 2 BauFordSiG ausdehnte. Es geht also
im Kern um die Geltung des Strafrechts.

Es kann aber keinen Zweifel geben, dass Strafvorschriften zu
beachten sind, sobald sie erlassen wurden. Gemäß § 2 II StGB
ist, für den Fall, dass sich die Strafandrohung während der
Begehung der Tat ändert, das. Gesetz anzuwenden, welches
bei Beendigung der Tat gilt. § 2 StGB stellt für das Strafrecht
somit auf die Tathandlung ab.

Stammkätter ist zuzustimmen, dass für das BauFordSiG
gleichfalls auf die Tathandlung abzustellen ist, denn nur so
ist der Gleichlauf-der zivilrechtlichen Vorschrift des § 1 mit
der strafrechtlichen Vorschrift des § 2 BauFordSiG sicher-
gestellt. Zu Recht weist er darauf hin, dass sich dieser Lö-
sungsansatz auch im EGBGB selbst findet, denn Art. 40
EBGB setzt ebenfalls bei der "Tathandlung" an13.

VII. Keine Schutzwürdigkeit pflichtwidrigen
Handeins in Kenntnis geänderter Umstände

Der Auftraggebervertreter, der bewusst seine Treuhandpflich-
ten vernachlässigt und das dem Auftragnehmer zustehende
Geld nicht sichert, ist auch nicht schützenswert. Dies gilt ins-
besondere in Fällen, in denen der Auftraggeber von dem
Auftragnehmer nach Inkrafttreten des Gesetzes ausdrücklich
auf seine Treuhänderpflicht hingewiesen wird. So hatte das
OLG Frankfurt a. M. in einem UWG-Fall dem dortigen Be-
klagten den Rückgriff auf den Rechtsgedanken des Art. 170
EGBGB verwehrt, weil er schriftlich über rechtlich zu beach-
tende Umstände hingewiesen worden war, sich aber gleich-
wohl rechtswidrig verhielt14. Es weist darauf hin, dass "auch
nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen niemand Rechtsvorteile
aus einem Tatbestand ableiten kann, der rechtswidrig und in
Kenntnis der Umstände, die die Rechtswidrigkeit begründen,
herbeigeführt wurde". Dem ist nichts hinzuzufügen.

VIII. Zusammenfassung

Die Entscheidung des BGH15 vom 19. 8. 2010 diente ledig-
lich der Klärung, welche Gesetzesfassung des GSBlBauFord-
SiG bei unverändertem Sachverhalt anzuwenden ist, da das
Änderungsgesetz hierzu keine Bestimmung enthält.

5 BA GE 109, 22 = NJW 2004, 2401 = APNr § 312. I.
6 Kölbl, NZBau 2010, 220.
7 Vgl. BAG, NZA 1996, 475 = DtZ 1996, 188.
8 BAGE 109,22 = NJW 2004, 2401 = Ap Nr § 312. I.
9 BAG, NZA 1996, 475 = DtZ 1996, 188; PalandtlHeinrichs, BGB, 6I.

Auf!. (2002) Art. 232 § 1 EGBGB Rdnr. 2; Heinrichs, in: Münch-
Komm-BGB (0. Fußn. 4), Art. 232 § 1 EGBGBRdnr. 5; RGZ 76, 394,
(396 f.);BGH, BeckRS1970,30378064 = VersR 1971, 180.

10 BAG, NZA 1996, 475 = DtZ 1996, 188.
11 PalandtlBearbeiter (0. Fußn. 9), Art. 232 § 1 EGBGBRdnr. 3; Säcker,

in: MünchKomm-BGB,4.Auf!. (2000), Art. 232 § 1 EGBGBRdnr. 7.
12 OLG Koblenz, Urt. v. 3.2.2011 - 5 U 631/10, BeckRS2011,02787.
13 Stammkötter, BauFordSiG, 3. Auf!. (2009), S. 220.
14 OLG Frankfurt a. M., NJW-RR 1987, 1256 = GRUR 1987, 385.
15 BGH, NZBau 2010, 746 = NJW 2010,3365.
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Auf den neu aufgenommenen Tatbestand der Veruntreuung
anderer als dinglich gesicherter Baugelder ist dies jedoch
nicht automatisch übertragbar. Es liegen neue, von außen an
das Schuldverhältnis herantretende, sich nicht aus seiner in-
neren Entwicklung ergebende rechtserhebliche Umstände
vor. Der von dem Gesetzgeber gewollte Schutz des Auf trag-

nehmers durch das Strafrecht greift auch für Alt-Fälle, wenn
die Tathandlung nach Inkrafttreten des BauFordSiG began-
gen wird. Dies gilt insbesondere dann, wenn der Täter aus-
drücklich auf die nach neuem Recht zu beachtenden Pflichten
hingewiesen wird. •

Professor Dr. Hans Theile, LL. M., und Ass. iur. Oie Mundt*

Strafbarkeitsrisiken bei horizontalen Absprachen
Unzulässige Absprachen zwischen den Bewerbern für ein
ausgeschriebenes Bauvorhaben bilden immer wieder den Ge-
genstand von - zum Teil mit hohem medialen Interesse ver-
folgten - Strafverfahren. In diesen hat sich eine Rechtspre-
chung herausgebildet, die auch durch spezifische Besonder-
heiten solcher Absprachenpraxis geprägt ist. Der folgende
Beitrag beleuchtet die hierbei zentralen materiellen Straf-
bestimmungen §§ 263, 298 StGB.

I. Einführung

Im Zusammenhang mit der Vergabe öffentlicher oder pri-
vater Aufträge kommt es immer wieder zu Submissions-
absprachen, was gerade in der Baubranche beobachtet wer-
den kann. Derartige Übereinkünfte erfolgen nicht nur ver-
tikal zwischen Ausschreibendem und Anbieter, sondern vor
allem horizontal zwischen verschiedenen Anbietern 1. Wäh-
rend vertikale Absprachen aus strafrechtlicher Sicht vor allem
unter Korruptionsaspekten relevant sind, bilden bei horizon-
talen Absprachen die für öffentliche wie private Vergaben
geltenden Straftatbestände des Betrugs (§ 263 StGB) und der
wettbewerbsbeschränkenden Absprachen bei Ausschreibun-
gen (§ 298 StGB) den maßgeblichen Tatvorwurf.

Da Submissionsabsprachen zur Beschränkung von Wettbewerbsstruktu-
ren und damit zu volkswirtschaftlichen Schäden führen können, er-
scheint der Einsatz des Strafrechts nicht von vornherein illegitim. Abge-
sehen von den Motiven einer wirtschaftlichen Übervorteilung des Aus-
schreibenden oder der Verdrängung von Kartellaußenseitern sind jedoch
auch strukturelle Ursachen dafür auszumachen, dass es im Baubereich
zu derartigen Übereinkünften kommt: Neben der Nachfragemacht der
zuweilen in eine MonopolsteIlung einrückenden öffentlichen Hand sind
die besonders starken konjunkturellen Schwankungen in Rechnung zu
stellen, die einer gleichmäßigen und planbaren Ressourcenauslastung
auf Anbieterseite entgegenstehen2• Horizontale Absprachen können des-
halb als Anpassungsstrategie an einen ruinösen Preissenkungs- und Ver-
drängungswettbewerb sowie konjunkturelle Schwankungen interpretiert
werden. Letzteres hätte mit Blick auf den Ausschreibenden potenziell
preis senkende Wirkung, indem Ressourcen gleichmäßig ausgelastet und
Überkapazitäten abgebaut werden3•

Dennoch: Strukturelle Ursachen ändern nichts an den erheb-
lichen Risiken, die Absprachebeteiligte zu gewärtigen haben.
Sie werden nicht nur von der Vergabe eines konkreten oder
sogar künftiger Aufträge ausgeschlossen, sondern können
mit der damit verbundenen Adverse Publicity Bestandteil
eines Vergabe- oder Korruptionsregisters werden4• Ungeach-
tet der Möglichkeit einer ordnungswidrigkeitenrechtlichen
Bebußung nach § 81 GWB i. V. mit § 1 GWB bzw. Art. 101
AEUV bestehen vor allem jene sich aus §§ 263, 298 StGB
ergebenden Strafbarkeitsrisiken, die wiederum einen Ansatz-
punkt für weitere Sanktionierungen liefern. Denn mit Blick
auf Betriebs- sowie Unternehmensinhaber und Unternehmen
bilden die Delikte Anknüpfungstaten für eine auf das Ord-
nungswidrigkeitenrecht gestützte Geldbuße nach §§ 130, 30
OWiG, die den jeweiligen Sanktions adressaten empfindlich
treffen kann.

Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden die bei hori-
zontalen Absprachen bestehenden Strafbarkeitsrisiken an-
hand der maßgeblichen Straftatbestände der § 263 StGB und
§ 298 StGB nachgezeichnet.

11. Betrug (§ 263 StGB)

Der Betrugstatbestand schützt das Vermögen natürlicher
oder juristischer Personen gegen täuschungs- und irrtums-
bedingte vermögensschädigende Verfügungens. Als Delikt
mit überschießender Innentendenz müssen diese Merkmale
subjektiv nicht nur vom Vorsatz umfasst sein, sondern der
Täter mUSS in der Absicht stoffgleicher Eigen (oder Dritt-
bereicherung handeln. Schwierigkeiten resultieren bereits da-
raus, dass nicht nur Verfügungen durch den Vermögensträ-
ger selbst, sondern auch durch Dritte erfasst werden, sofern
deren Verhalten ihm zugerechnet werden kann6• Wird damit
der Blick auf die Möglichkeit eines Dreiecksbetrugs gelenkt,
kommt im Zusammenhang mit horizontalen SubmissiOns-
absprachen als Geschädigter nicht nur der Ausschreibende,
sondern auch ein Kartellaußenseiter in Frage. Ferner sind
neben dem durch die Absprache herausgestellten Anbieter
diejenigen als Täuschende anzusehen, die - oftmals gegen
Gegenleistung (Ausgleichszahlungen, Berücksichtigung bei
Folgeaufträgen, Versprechen einer Herausstellung bei künfti-
gen Ausschreibungen) - ein höherpre~iges Schutz- (oder
Scheinangebot abgeben. Insgesamt kann der Betrugstat-
bestand damit sowohl auf Täter- als auch auf Opferseite in
unterschiedlicher Weise Relevanz entfalten.

1. Täuschung

Eine Täuschung liegt in der ausdrücklichen oder schlüssigen
Behauptung unwahrer Tatsachen mit dem Ziel der Einwir-
kung auf das Vorstellungsbild eines anderen7• Sofern - zu-

Der Autor Theile ist Inhaber des Lehrstuhls für Kriminologie, Strafrecht,
Strafprozessrecht und Wirtschaftsstrafrecht an der Universität Kon-
stanz; der Autor Mundt ist wissenschaftlicher Mitarbeiter an diesem
Lehrstuhl.

1 S. zum Ganzen Androulakis, Kriminalistik 2009, 685 (685 ff.); Gruhl,
in:Müller-Gugenberger/Bieneck, WirtschaftstrafR, 5. Auf!. (2011), § 58
Rdnrn. 7ff.; Hohmann, NStZ 2001, 566; Nordemann, in: Loewen-
heim/Meessen/Riesenkampf{, KartelIR, 2. Auf!. (2009), Vorb. Rdnr. 1;
Satzger, Der Submissionsbetrug, 1994, S. 38 ff., 217 ff.

2 Dannecker, in: Wabnitz/Janovsky, Hdb. d. Wirtschafts- und Steuer-
strafR, 3. Auf!. (2007), Kap. 16 Rdnr. 7; Kanski, Zur Strafbarkeit von
Submissionsabsprachen, 1996, S. 42 f. , 46; Schmid, Der Ausschrei-
bungsbetrug als Problem der Strafgesetzgebung, 1982, S. 35 ff.

3 Hohmann, NStZ 2001, 566 (569); Ranft, wistra 1994,41 (43).
4 Übersicht beiDann, ZRP 2010, 256 (256 ff.).
5 CrameriPerron, in: Schönke/Schröder, StGB, 28. Auf!. (2010), § 263

Rdnr. 3; Tiedemann, in: LK- StGB, 6. Bd., 11. Auf!. (2000), § 263
Rdnr.5.

6 CrameriPerron, in: Schönke/Schröder (0. Fußn. 5), § 263 Rdnrn. 65 ff.;
Rengier, StrafR BT I, 13. Auf!. (2011), § 13 Rdnrn. 53 ff.; Tiedemann,
in: LK-StGB(0. Fußn. 5), § 263 Rdnrn. 112ff.

7 CrameriPerron, in: SchönkeiSchröder (0. Fußn. 5), § 263 Rdnrn. 6 f.;
Lackner/Kühl, StGB, 27. Auf!. (2011), § 263 Rdnr. 6; Rengier (0.
Fußn. 6), § 13 Rdnr. 9.
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